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VERKEHRSPOLITIK

Deutsche Bundesbahn -  
Konsolidierung mit Hoffnungen und Fragezeichen
Gerd Aberle, Gießen

Am 23. November 1983 hat das Bundeskabinett einstimmig Leitlinien zur Konsolidierung der Deutschen 
Bundesbahn beschlossen. Professor Gerd Aberle analysiert die Probleme der Bundesbahn und fragt, ob 
die Leitlinien geeignet sind, die Konsolidierungsaufgabe zu bewältigen.

Im Jahre 1962 standen den am Marl<t erzielten Erlösen 
der Deutschen Bundesbahn (DB) im Güter- und Per­

sonenverkehr in Höhe von 7,8 Mrd. DM Aufwendungen 
von 9,4 Mrd. DM gegenüber; der Bund leistete 1,1 Mrd. 
DM an erfolgswirksamen und erfolgsneutralen Aus­
gleichszahlungen ; die Jahresbilanz der Bahn schloß mit 
einem Verlust von 100 Mill. DM. Acht Jahre später, also 
1970, standen Markterlösen von 9,6 Mrd. DM Aufwen­
dungen von 14,6 Mrd. DM gegenüber; die Ausgleichs­
zahlungen des Bundes betrugen 3,5 Mrd. DM und der 
Bilanzverlust der Bahn 1,3 Mrd. DM. In den folgenden 
Jahren verschlechterte sich die wirtschaftliche Lage der 
DB dramatisch: Nach weiteren zehn Jahren, also 1980, 
erreichten die Markterlöse 14,6 Mrd. DM bei 19,4 Mrd. 
DM Personalausgaben; die Gesamtaufwendungen 
stiegen auf 29,3 Mrd. DM und die Ausgleichszahlungen 
des Bundes auf 12,1 Mrd. DM. Trotz dieser Ausgleichs­
zahlungen erhöhte sich der Bilanzverlust auf 3,6 Mrd. 
DM. Und nur zwei Jahre später, 1982, kumulierte die 
Entwicklung in Markterlösen von 14,9 Mrd. DM, Perso­
nalausgaben von 20,3 Mrd. DM, Gesamtaufwendungen 
von 30,8 Mrd. DM, Ausgleichszahlungen von 13,3 Mrd. 
DM und einem Bilanzfehlbetrag von 4,1 Mrd. DM. Paral­
lel hierzu stieg die Summe der Kreditverbindlichkeiten
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Verkehr sowie des Beirats für Raumordnung beim 
Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
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der Bahn von 9,5 Mrd. DM (1962) über 14,0 Mrd. DM 
(1970) auf 35,8 Mrd. DM (1982).

Auffällig und besorgniserregend ist dabei die zuneh­
mende Geschwindigkeit der wirtschaftlichen Negativ­
entwicklung. Unter Status-quo-Bedingungen befürchtet 
der Vorstand der DB einen Anstieg des Bilanzverlustes 
auf 10 Mrd. DM bis 1990 und einen Zuwachs der Kredit­
verbindlichkeiten auf fast 92 Mrd. DM, d. h. eine knapp 
20 %ige Zunahme pro Jahr. Dies würde eine negative 
Eigenkapitalquote der Bahn von -12 ,4% , also eine 
völlige Überschuldung, zur Folge haben. Der Anstieg 
der jährlichen Fremdkapitalzinsen von 2,9 Mrd. DM 
(1982) auf 7,2 Mrd. DM (1990) -  das wären dann knapp 
30 % der Markterlöse der Bahn bzw. rund 21 % der Ge­
samterträge einschließlich der Bundesleistungen -  wür­
de eine Belastung darstellen, die Investitionen praktisch 
ausschließen würde. Auch würde sich dann die Frage 
nach der Kreditfähigkeit der Bundesbahn generell 
ernsthaft stellen. Der Eigentümer Bund haftet nach § 3 
Abs. 2 des Bundesbahngesetzes für Verbindlichkeiten 
des Sondervermögens Bahn lediglich mit dem Bundes­
eisenbahnvermögen.

Die Ursachen dieser fundamentalen Krise der Bahn 
liegen in der Entwicklung seit Anfang der 60er Jahre: im 
Personenverkehr Rückgang des Verkehrsanteils von 
15,7 % auf 6,6 %, im Güterverkehr von 44,2 % auf 
29 %. Bestimmend hierfür sind die starken Umwälzun­
gen auf den Verkehrsmärkten mit dem Vordringen des 
PKW in den Berufs-, Geschäfts- und Freizeitverkehr so­
wie des LKW in den Güterverkehr. Dabei besitzt im Gü­
terverkehr der sogenannte Güterstruktureffekt die zen­
trale Bedeutung: Der Anteil der eisenbahnaffinen Güter
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in der gesamtwirtschaftlichen Produktstruktur hat sich 
ständig reduziert zugunsten der Güter, die eher für den 
Straßengüterverkehr in Frage kommen, eine Entwick­
lung, die nach allen vorliegenden Prognosen und Trans­
portszenarien bis 1990/2000 sich zwar abschwächen, 
aber nicht generell verändern wird. Die Bahn stellt sich -  
bezogen auf die Marktnachfrage -  als kapazitäts- und 
personalmäßig überdimensioniertes und daher durch 
niedrige Arbeitsproduktivität gekennzeichnetes öffentli­
ches Unternehmen dar.

Die Kabinettsentscheidung

Die Ursachen der Krise der Bahn sind seit Jahren er­
kannt. Die politische Bereitschaft, der Bahn nachhaltig 
zu einer existenzsichernden Struktur zu verhelfen, war 
in den letzten Jahren im Prinzip vorhanden. Es fehlte je­
doch die politische Durchsetzungskraft; erst die Weige­
rung des Bundesfinanzministers, noch höhere Bundes­
leistungen für die Bahn bereitzustellen, hat zu erneutem 
Nachdenken und zu politischem Handeln gezwungen.

So wurde 1980 das Bundesbahngesetz dahingehend 
novelliert, daß die Vorstandsmitglieder der Bahn als 
Vertragsangestellte mit höherer Vergütung und nicht 
mehr als Beamte bestellt werden, um einen Anreiz für 
qualifizierte Führungspersönlichkeiten auch aus der 
Wirtschaft zur Übernahme von Positionen in diesem 
Gremium zu schaffen. Nicht abgebaut wurden jedoch 
die zahlreichen Genehmigungsvorbehalte und Mitwir­
kungsrechte einer Vielzahl politischer Institutionen bei 
Investitions-, Personal- und Organisationsentscheidun­
gen.

Mit der Kabinettsentscheidung vom 23. November 
versucht die Bundesregierung, der Bahn einen Hand­
lungsauftrag und einen Handlungsrahmen zu geben. 
Sie geht davon aus, daß eine veränderte Eisenbahn 
auch in Zukunft echte Marktchancen besitzt, sofern sie 
ihr Angebot im Personenfern- und Güterverkehr attrakti­
ver gestaltet und Rationalisierungsreserven aus­
schöpft. Dem Vorstand der Bahn wird die Aufgabe zu­
gewiesen, eine Anpassung in allen Leistungsbereichen 
an die Markt- und Rationalisierungserfordernisse vorzu­
nehmen, um bis 1990 die Arbeitsproduktivität um 40 % 
zu steigern und die Gesamtkosten um 25 %, die Perso­
nalkosten sogar um rund 30 % zu senken. Gemeinwirt­
schaftliche Auflagen an die Bahn sollen nach dem Ver­
anlassungsprinzip abgegolten werden im Sinne des be­
reits 1969 vom Wissenschaftlichen Beirat beim Bundes­
verkehrsministerium geforderten Prinzips der „speziel­
len Entgeltlichkeit“ .

Im öffentlichen Personennahverkehr, der mit 4,5 Mrd. 
DM nach den Rechnungen der Bundesbahn die Haupt-
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Ursache für das Defizit der DB darstellt, sollen veränder­
te Meßlatten zur Begrenzung der staatlichen Subventio­
nen angelegt werden; dies gilt vor allem für die S-Bahn- 
Projekte in den Ballungsräumen, in denen keine zusätz­
lichen Folgekosten für den Bund und die Bahn auftreten 
dürfen. Im flächenhaften Personennahverkehr sollen 
nachfragegerechtere und wirtschaftlichere Bedie­
nungsformen im Sinne einer verstärkten Einschaltung 
des Busses (die Kosten des Personenkilometers Bahn 
zu denen des Busses verhalten sich wie 9:1) geprüft 
und vorgenommen werden. Die Kapazitäten und ange­
botenen Leistungen sind der Marktnachfrage anzupas­
sen; zur Senkung der fixen Kosten sollen verstärkt Auf­
träge an Dritte vergeben werden.

Die Kabinettsentscheidung ist einerseits an vielen 
Stellen allgemein gehalten; andererseits setzt sie 
durchaus konkrete und harte Vorgaben, für deren Erfül­
lung der Vorstand der DB verantwortlich gemacht wird. 
Gleichzeitig wird dem Vorstand der Bahn der Rücken 
gestärkt zur Durchführung auch unpopulärer und 
schwieriger Maßnahmen.

Die Proteste der Interessentengruppen folgten post­
wendend: Die der Eisenbahnergewerkschaften, die den 
weiteren Personalabbau bekämpfen und Aufträge an 
Dritte ablehnen, ja überhaupt das Angebot noch aus­
weiten und die Nachfrage auf die Schiene umlenken 
möchten; die der Bundesländer wie Bayern und Nord­
rhein-Westfalen, die gegen partielle Streckenstillegun­
gen und eine restriktivere Ausgestaltung der Bahnakti­
vitäten in den kostenintensiven und zunehmend er­
tragsschwächeren Verkehrsverbünden in den Bal­
lungsräumen sind.

Die Problemfelder

Die zentralen Problemfelder der Deutschen Bundes­
bahn, die ihre Zukunftschancen grundlegend bestim­
men, können in acht Punkten zusammengefaßt werden. 
Das erste Kernproblem ist die Anpassung an die verän­
derten Marktbedingungen. Die hier relevanten Stich­
worte sind marktorientierte Konzentration des Lei­
stungsangebotes im rollenden Material und bei der Ver­
kehrsinfrastruktur sowie Steigerung der Qualitätspara­
meter Komfort/Schnelligkeit im Personenfernverkehr 
und Disponierbarkeit/Flexibilität im Güterverkehr. Eine 
kürzlich veröffentlichte Schwachstellenanalyse des 
Bundesverbandes der Deutschen Industrie verdeutlicht 
für den Güterverkehrsbereich die Marktdefizite der 
Bahn’ . Man kann davon ausgehen, daß die Anpas­

' Bundesverband der Deutschen Industrie: Schwachstellenanalyse 
Deutsche Bundesbahn aus Sicht der verladenden Industrie, Köln, No­
vem ber 1983.

27



VERKEHRSPOLITIK

sungsnotwendigkeiten sowohl vom Vorstand der DB 
als auch von der verkehrspolitischen Administration er­
kannt worden sind. Dies verdeutlichen in einem ersten 
Ansatz auch die bereits eingeleiteten Angebotsaktivitä­
ten der Bahn.

Völlig unklar ist hingegen in allen Jahren der bahnpo­
litischen Diskussion die materielle Ausfüllung des § 28 
Satz 1 des Bundesbahngesetzes geblieben, der Ziel­
aussagen zur Wirtschaftsführung formuliert {„beste 
Verkehrsbedienung nach kaufmännischen Grundsät­
zen“ , „Deckung der Aufwendungen durch die Erträge 
einschließlich der erforderlichen Rückstellungen“ und 
einer „angemessenen Eigenkapitalverzinsung“ ; „in die­
sem Rahmen hat sie ihre gemeinwirtschaftliche Aufga­
be zu erfüllen“ ). Diese nur historisch erklärbare, mit ei­
nem gewinnrealisierenden Monopolanbieter kompa­
tible Formulierung führte in der jahrzehntelangen Ver­
lustphase der Bahn zu schwenwiegenden Hemmnissen 
für die marktausgerichtete Angebotsanpassung der 
Bahn. Die gemeinwirtschaftliche Aufgabenstellung, von 
Interessentengruppen stets als Zugriffsmöglichkeit auf 
die Bahn ohne direkte wirtschaftliche Verantwortung 
ausgelegt und ausgenutzt, stellt eines der wesentlichen 
Hemmnisse für die politische Umsetzung der strukturel­
len Anpassungserfordernisse dar. Solange es nicht ge­
lingt, den Status der Bahn den veränderten Marktbedin­
gungen auch in seiner rechtlichen Definition anzupas­
sen, wird es bei den permanenten, aber die Problemlö­
sung letztlich unmöglich machenden Grundsatzdiskus­
sionen bleiben. Insofern stellt die Neuformulierung des 
§ 28 eine vorrangige Aufgabe dar.

Spezielle Entgeltlichkeit

Eng verbunden mit der Zieldefinition für die Bahn be­
züglich ihrer Wirtschaftsführung ist zweitens die Not­
wendigkeit, das Prinzip der Behandlung öffentlicher 
Auflagen gegenüber der DB als öffentliche Aufträge mit 
spezieller Entgeltlichkeit wesentlich verstärkt einzufüh­
ren. Die Vielzahl der politischen Zugriffsmöglichkeiten 
und Entscheidungseinflußnahmen auf bahnspezifische 
Aktivitäten mit kostensteigernder oder erlösreduzieren­
der Wirkung ohne wirtschaftliche Verantwortung derje­
nigen Institutionen, die diese Auflagen durchsetzen, ist 
sowohl wirtschaftlich als auch politisch unvertretbar. 
Die Öffentlichkeit wird seit Jahren mit Kosten erhebli­
chen Umfanges und einem hierdurch zwangsläufigen 
Verzicht auf Staatsausgaben für andere gesellschaft­
lich wichtige Aufgaben belastet; Spezial- und Grup­
peninteressen dominieren über gesamtwirtschaftliche

 ̂ G. A b e r l e :  Deutsche Bundesbahn -  unverzichtbar, aber um je­
den Preis?, in: Jahrbuch des Eisenbahnwesens 83, 34, Folge, Darm­
stadt 1983, S, 24,

Belange, und dies hinter dem Deckmantel der gemein­
wirtschaftlichen Aufgabenstellung der Bahn. Die 
Schlagworte von der Bahn als „Selbstbedienungsladen 
ohne Kasse“ sowie von den von der Gesellschaft jähr­
lich zu tragenden und nur global ausgewiesenen Be­
standsverlusten bei der Inventur^ verdeutlichen das 
Problem.

Es ist offensichtlich, daß die generelle Anwendung 
des Prinzips der speziellen Entgeltlichkeit bei den be­
troffenen Institutionen -  vor allem bei den verschiede­
nen Bundes- und Länderressorts sowie den Institutio­
nen auf Kreis- und Gemeindeebene -  auf hartnäckigen 
Widerstand stößt. Verlangt diese Regelung doch die sy­
stematische Begründung für haushaltswirksame Aus­
gaben bei diesen Körperschaften und die jeweilige Be­
antwortung der Frage, ob die geforderten Leistungen 
von der Bahn in diesem Umfange und in der gewünsch­
ten Qualität tatsächlich notwendig sind, und zwar auch 
angesichts der dann bei den Veranlassern anfallenden 
Kosten.

Aber nicht nur diese Steigerung der Rationalität ist 
sinnvoll und notwendig; positiv zu bewerten ist auch, 
daß es dem Management der Bahn dann nicht mehr 
möglich ist, globale und einer differenzierten Ursachen­
erforschung nicht zugängliche Verluste auszuweisen 
und sich mittels nicht oder wenig nachprüfbarer Verlust­
ursachen von der Verantwortung für die Wirtschaftser­
gebnisse weitgehend freizusprechen.

Arbeitsproduktivität

Drittens zeigt die Statistik, daß die Arbeitsproduktvität 
bei der DB, gemessen an der Pro-Kopf-Wertschöpfung, 
1980 nur um 3 % über jener von 1970 lag; von 1950 bis 
1980 erhöhte sie sich um 121 %, während die Arbeits­
produktivität des gewerblichen Straßengüterverkehrs 
im gleichen Zeitraum um 869 % zunahm. Ein Blick auf 
den Anteil der Personalkosten an den Gesamtaufwen­
dungen und die Tatsache, daß die am Markt von der DB 
erwirtschafteten Erträge zur Zeit nur noch rund 85 % 
der Personalkosten abdecken, verdeutlichen diese un­
befriedigende Entwicklung noch. Nun arbeiten die 
Bahnbeschäftigten im Durchschnitt sicherlich nicht 
schlechter als andere Arbeitnehmer; die sehr ungünsti­
ge Arbeitsproduktivität ist vielmehr die Folge von Über­
kapazitäten und der nicht nachfragegerechten Produk­
tionsstrukturen der Bahn, die Arbeitskräfte binden, aber 
keine auch nur annähernd hinreichenden Erträge er­
möglichen. 85 % des Verkehrs werden auf etwa 40 % 
des Streckennetzes abgewickelt.

In den vergangenen vier Jahren sind über 80 000 Ar­
beitskräfte bei der Bahn eingespart worden. Es ist wahr­
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scheinlich notwendig, daß langfristig eine leistungsfähi­
ge Bundesbahn mit rund 200 000 Arbeitskräften (der­
zeit sind es noch rund 305 000) ein Güterverkehrsauf­
kommen von 350-360 Mill. Jahrestonnen und gut 40 
Mrd. Personenkilometer erbringen kann und muß®, soll 
der wirtschaftliche Gesundungsprozeß nachhaltig sein. 
Vor allem müssen Politiker und sonstige Interessenten­
gruppen von der Auffassung loskommen, die Bahn kön­
ne und müsse alles zu jeder Zeit und möglichst noch zu 
uniformen Frachtsätzen je Leistungseinheit transportie-
ren.

Investitionen

Das vierte Problemfeld der DB ist die Investitionspoli­
tik. Die Bruttoinvestitionen der DB erreichen seit Jahren 
Werte zwischen 3,5 und 5 Mrd. DM pro Jahr. Diesen ho­
hen Investitionsbeträgen stehen jedoch nur sehr be­
scheidene Produktivitätseffekte gegenüber. Der Grund 
hierfür ist in einer durch Sicherheitsbestimmungen vor­
programmierten Verzettelung dieser global hohen Be­
träge in Tausende von Einzelmaßnahmen zu sehen, die 
häufig-vor allem bei den Verkehrswegeinvestitionen in 
der Fläche -  kaum Erträge sichern.

Der Zwang zur Konzentration auf eisenbahnaffine 
Tätigkeiten und Verlagerungen von Transportaufgaben 
im Personenverkehr auch auf die Straße durch verstärk­
ten Buseinsatz, etwa im Flächenbedienungsverkehr, 
sind die Voraussetzungen für eine wesentlich stärker 
produktivitätsausgerichtete Investitionspolitik der Bahn. 
Dabei ist gleichwertig mit der Investitionsdiskussion je­
ne der Desinvestitionspolitik. Auch dies ist ein politi­
sches Tabuthema, das nur bilateral erörtert wird und po­
lemische Attacken der vielen Interessentengruppen 
auslöst. Aber eine nachhaltige Steigerung der Arbeits­
produktivität ist nur möglich, wenn auch die Investitions­
politik sich an den marktstrukturellen Gegebenheiten 
und Entwicklungen ausrichtet.

Neubaustrecicen

Ein fünftes Problem der DB sind die beiden im Bau 
befindlichen, für Geschwindigkeiten bis 250 km ausge­
legten Neubaustrecken Hannover-Würzburg und 
Mannheim-Stuttgart. Sie zählen seit einigen Monaten 
zu den finanzpolitischen Reizthemen, weil sie in der Tat 
sehr hohe Finanzmittel beanspruchen (wahrscheinlich 
über 15 Mrd. DM), insbesondere auch im Vergleich zum

 ̂ 1982 leistete die Bahn im frachtpflichtigen Güterverkehr 278,5 Mill. t 
bzw. 56,5 Ivird, tkm; inn Personenverkehr 30,5 Mrd, pkm (ohne S-Bahn 
mit 7,5 Mrd. pkm). Zu den Langfristprognosewerten vgl, etwa Prognos 
AG: Gemeinschaftsuntersuchung Verkehrsreport 1990, Basel, Juli 
1983, insb, Arbeitsheft 8: Quantitative Entwicklung,

französischen Train ä Grande Vitesse (TGV). Dessen 
gleichlange Strecke (425 km) Paris-Lyon hat lediglich 
rund 7 Mrd. FFR, also rund 2,5 Mrd. DM beansprucht.

Zurückzuführen sind einige Kostendifferenzen auf die 
wesentlich schwierigere Topographie in der Bundesre­
publik und auf höhere Ausgaben aufgrund von Umwelt­
schutzerfordernissen. Entscheidend für den riesigen 
Kostenunterschied ist jedoch die um 1970 getroffene 
Entscheidung des damaligen Bahnvorstandes, nicht 
nur wie in Frankreich ausschließlich Personenschnell­
verkehr, sondern auch den Güterverkehr über diese 
Neubautrassen zu fahren. Dies hat zur Folge, daß in 
Frankreich Steigungen bis 3,5 %, in der Bundesrepu­
blik jedoch nur bis zu 1,25 % möglich sind und deshalb 
sehr hohe Tunnel- und Talbrückenbautenanteile an den 
Strecken sowie kostspielige Überholbahnhöfe erforder­
lich werden.

Die damalige Entscheidung muß heute unter wirt­
schaftlichen Aspekten als Fehldisposition angesehen 
werden. Der betriebswirtschaftliche Nutzen der Strek- 
ken ist im Vergleich zu den Kosten vor allem dann unbe­
friedigend, wenn eine kapitalmarktadäquate Verzin­
sung der hier investierten Kapitalbeträge angesetzt 
wird. Dennoch: Die Deutsche Bundesbahn braucht 
schnellere und leistungsfähigere Nord-Süd-Strecken, 
für eine Konzeptionsveränderung ist es auf diesen 
Neubaustrecken zu spät. In Frankreich hat mit dem 
TGV eine neue Eisenbahnzukunft begonnen; ein Ein­
stellen der Bauarbeiten bei uns würde, zumal schon 
über 2 Mrd. DM verbaut sind, ein psychologisches Aus 
für die Bahn und ihre Mitarbeiter bedeuten. In der Tat: 
Vieles ist und bleibt hier ärgerlich, die Planungsfehler 
haben keine entsprechenden Konsequenzen nach sich 
gezogen. Auch dies zeigt: Die Verantwortungsstruktu­
ren der Bahn waren zu lange, und sind es weitgehend 
immer noch, lediglich Verwaltungsstrukturen.

Antastung der Wegekosten

Wird von der Hypothese ausgegangen, daß zunächst 
die Kosten des laufenden Betriebes und erst dann die 
der Infrastruktur verrechnet werden, so trägt die Bahn 
zur Deckung ihrer Wegekosten oder Wegeausgaben 
nichts bei. Im Unterschied zum Straßenverkehr, der glo­
bal seine Infrastrukturkosten abdeckt, und der Binnen­
schiffahrt, die dieses nur in einem sehr geringen Maße 
tut, sind die Infrastrukturkosten für die Bahn fixe Ausga­
ben. Die Bahn fordert die Übernahme der Schienen­
strecken durch den Bund und Überlassung gegen Nut­
zungsentgelte, dies auch vor dem Hintergrund der be­
trächtlichen Überkapazitäten im Schienennetz außer­
halb der Hauptabfuhrstrecken. Hier dürften in den kom­
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menden Jahren noch intensive Überlegungen erforder­
lich sein, um eine tendenzielle Belastungsvergleichbar­
keit zwischen konkurrierenden und substituierbaren 
Verkehrsleistungen zu ermöglichen. Auf keinen Fall 
kann jedoch angesichts der aktuellen Wirtschaftsver­
hältnisse der Bahn davon ausgegangen werden, daß 
aus der Wegekostenanlastung gegenwärtig der Bahn 
ein wirtschaftlicher Nachteil entsteht.

Verhältnis Staat-Bahn

Ein weiteres Problem sind die beträchtlichen Einwir­
kungsmöglichkeiten staatlicher Institutionen auf Investi- 
tions-, Organisations-, Personal- und Preisentschei­
dungen der Bahn. Sie reichen nicht nur weit über das 
Maß der Mitwirkung von Aufsichtsorganen bei Aktienge­
sellschaften hinaus, sondern werden auch dadurch ge­
kennzeichnet, daß direkt die Bundesministerien für Ver­
kehr, Finanzen und Wirtschaft und indirekt neben ande­
ren Bundesministerien {etwa für Inneres, für Raumord­
nung, Städtebau und Bauwesen) auch Länderministe­

rien, Bundestagsausschüsse und weitere Institutionen 
auf die bahnpolitischen Entscheidungen Einfluß neh­
men können.

Dies alles mag in Zeiten einer gewinnmaximierenden 
Monopoleisenbahn adäquat gewesen sein; derzeit und 
unter den für die Bahn schwierigen Wettbewerbsver­
hältnissen ist diese weitreichende, in sich jedoch stark 
differenzierte Verlagerung von Kompetenzen eine be­
trächtliche Erschwernis der Arbeit eines als verantwort­
lich angesehenen Bahnmanagements. Die sich teilwei­
se überlagernden und in ihren Einzelwirkungen nur 
schwer begrenzbaren Einwirkungsmöglichkeiten in 
Form von Genehmigungs- und Zustimmungsvorbehal­
ten bis hin zu permanenten Detailinterventionen sollten 
reduziert und eindeutiger strukturiert werden. Insbeson­
dere ist zu verhindern, daß durch solche Mitwirkungs­
rechte einerseits die so Mitwirkenden keine Verantwort­
lichkeit für die durch ihre Mitwirkung entstehenden Fol­
geeffekte bei der Bahn tragen, was derzeit der Fall ist. 
Andererseits sollten die Verantwortlichen bei der Bahn

Michael £ Porter

(Competitive Strategy)
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CAMPUS

1983.488 S., geb., D M  78,-

Michael Porters Wettbewerhsstrategie \si das S tand ard ­
w erk zu  d iesem  T h e m a  u nd  liefert de m  U n te rn e h m e n  
von h eu te  n eue  Konzepte. Seine Fragen und  A ntw or­
ten  sind für je d e  Firma lebenswichtig.
Das Buch befähigt Führungskrät'te  nicht n u r  dazu, 
plötzlich M a ß n a h m e n  von K onkurren ten ,  d en  Eintrit t 
n e u e r  A n b ie te r  in ihren Bereich sowie V eränderungen  
de r  B ranch ens t ruk tu r  v orherzusagen und  sich a u f  sie 
vorzubere iten  -  s tatt nu r  d a rau f  zu reagieren son­
dern  auch  mittels e rp rob te r  W e t tb e w erb sm aß n a h m e n  
die Position des U n te rn e h m e n s  deutlich zu verbes­
sern. Wetthewerhsslrategien sollte auch h ierzulande die 
»Bibel« für die L eitenden  de r  wichtigen U n te rn e h ­
m en , tiir U n te rn eh m e n s -  u n d  A nlagenbera le r  werden.

1984. 213 S., engl. Broschur, D M  36,-

Die M eth o d e  n e n n t  sich »sachbezogenes  V erhan­
deln« u nd  ist b e s t im m t in der Sache, a b e r  weich mit 
d en  V erhandlungspartnern .  Vier B ed ingungen  sind 
dafür notw endig: 1. Die Beteiligten m ü sse n  M enschen  
und  P rob lem e v o n e in and e r  trennen .  2. Was zählt, sind 
die In teressen, nicht die Positionen. 3. Es gilt, für sich 
selbst wie auch  zu sa m m e n  mit d em  V erhand lungsgeg­
ner A lternativen zu entwickeln, die  für be ide  Vorteile 
bringen. 4. Alle Beteiligten m ü ssen  sich a u f  objektive 
Kriterien einigen, an  d en en  das V erhand lu ng se rg eb ­
nis g em essen  w erden  kann.
»D as H arvard-K onzept«  ist in allen Lebenslagen  a n ­
w endbar:  Im  Büro, in de r  Fabrik, in Politik, D ip lom a­
tie und  in der Familie.
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auch nicht in der Lage sein, Fehlentwicklungen undiffe­
renziert voll oder teilweise auf diese Einwirkungseffekte 
zurückzuführen.

In diesem Zusammenhang sollte auch an die Fehl­
konstruktion des Verwaltungsrates der Deutschen Bun­
desbahn als Aufsichtsorgan und Genehmigungsinstitu­
tion für viele unternehmenspolitisch wichtige Tatbestän­
de verwiesen werden. Die 20 Mitglieder setzen sich 
nach § 10 Bundesbahngesetz aus Bundes- und Länder­
vertretern, Vertretern der wirtschaftlichen Spitzenver­
bände, der Gewerkschaften und aus einigen sonstigen 
Persönlichkeiten zusammen. Der langjährige Beobach­
ter kann sich des Eindrucks nicht entziehen, daß im Ver­
waltungsrat in beträchtlichem Umfange partikulare Son­
derinteressen gegen die Interessen der Bahn vertreten 
und häufig auch -  direkt oder indirekt -  durchgesetzt 
werden. Auch diese Venwaltungsratskonstruktion ist un­
bedingt reformbedürftig.

Trennungsrechnung

Die DB hat im Jahre 1980 erstmalig eine sogenannte 
Trennungsrechnung vorgelegt, die 1981 weiter ausge­
formt wurde. Diese Rechnung ermöglicht eine Auftei­
lung und Zuordnung der Erlöse und der Aufwendungen 
in drei fiktive Unternehmensbereiche“* mit (1) gesamt­
wirtschaftlicher Zielsetzung (Unterdeckung 1981: -0 ,7  
Mrd. DM), mit (2) eigenwirtschaftlicher Zielsetzung 
{Überdeckung 1981: -h l,8 Mrd. DM) und mit (3) staatli­
cher Zielsetzung (Unterdeckung 1981: -5,1 Mrd. DM; 
hier sind sämtliche Infrastrukturaufwendungen zusam­
mengefaßt). Die Schlußfolgerungen aus dieser Tren­
nungsrechnung sind sehr unterschiedlich: Die Bahn for­
dert höhere Ausgleichszahlungen im gemeinwirtschaft­
lichen Bereich und betont die Tatsache, daß ihr ermittel­
tes isoliertes Defizit bei der Verkehrswegevorhaltung 
durch die 1,8 Mrd. DM Überschüsse im eigenwirtschaft­
lichen Bereich um knapp 31 % reduziert werde; die 
Wirtschaft plädiert für eine formale Einführung der Tren­
nungsrechnung und eine zumindest abrechnungstech­
nische, offensichtlich sogar für eine reale Trennung von 
Fahrweg und Betrieb bei der Bahn®. Kritische Beobach­
ter wollen hieraus eine möglicherweise langfristig ange­
legte Absicherung der Forderung nach Senkung der Ei­
senbahntarife im Güterverkehr wegen der „Überdek- 
kung“ im eigenwirtschaftlichen Bereich erkennen. Aus 
wissenschaftlicher Sicht wird zwar das Bemühen um

mehr Transparenz in der Rechnungslegung der Bahn 
begrüßt. Jedoch wird auf die kostenrechnerisch beson­
ders komplexen Probleme der Zurechnung von gemein­
samen Kosten- und Erlöskomponenten bei dem hohen 
Grad an Verbundproduktion bei der Bahn hingewie­
sen®. Der mit der Trennungsrechnung beschrittene 
Weg wird daher als nicht erfolgversprechend bezeich­
net. Und im Bundesverkehrsministerium zeigt man sich 
eher zurückhaltend und nicht sehr an einer weiteren 
Umsetzung der Trennungsrechnungsvorschläge inter­
essiert.

So erscheint die Trennungsrechnung der Bahn zwar 
als partiell informativ, jedoch als ein für weitere Schluß­
folgerungen in der Eisenbahnpolitik nicht geeignetes 
Vorgehen. Das Problem Deutsche Bundesbahn kann 
über solche Rechnungen nicht gelöst werden -  viel be­
deutsamer wäre dazu die Beantwortung der hier direkt 
vorgelagerten Frage der Übertragung der Schienenwe­
ge auf den Bund und die Anlastung von Nutzungsent­
gelten in Anlehnung an die fiskalischen Abgaben des 
Straßenverkehrs.

Weiter und steiniger Weg

Mußte 1981 in dieser Zeitschrift noch von einer eisen­
bahnbezogenen Verkehrspolitik ohne Perspektiven ge­
sprochen werden^, so lassen sich Anfang 1984 Ansätze 
zur Krisenbewältigung konstatieren. Dabei soll aber 
nicht übersehen werden, daß vor allem der Druck des fi­
nanzwirtschaftlichen Zusammenbruchs der Bahnpolitik 
maßgeblich zur Besinnung auf die Marktrealitäten bei­
getragen hat. Der Weg zu einer auch nur annähernden 
Konsolidierung der wirtschaftlichen Verhältnisse bei der 
Deutschen Bundesbahn ist noch weit und steinig; vor al­
lem stehen auch noch weitere bundesbahnpolitische 
Entscheidungen der verkehrspolitischen Institutionen 
an. Sie sollten die erkennbaren Maßnahmenerfolge des 
Bahnmanagements ergänzen, zu weiterer unternehme­
rischer Kreativität anregen und den zwangsläufig un­
populären Angebotsstrukturentscheidungen Rücken­
deckung geben. Der Kabinettsbeschluß vom 23. No­
vember hält sich hier noch recht weit zurück. Die Bahn 
braucht, um die Motivation ihrer Mitarbeiter erhalten zu 
können, Erfolgstatbestände. Mit Hoffnungen allein ist 
die Bahn zu häufig in Abstellgleise eingefahren. Die je-, 
doch sind mittlerweile sämtlich besetzt: mit Zehntau­
senden von überzähligen Güterwagen und vielen Loko­
motiven.

* Vgl, hierzu Deutsche Bundesbahn: Geschäftsbericht 1981, S, 58 ff.; 
W, P ä l l m a n n :  D erB undesbahnverlus t-e inR echenfeh le r? ,in :ln - 
ternationales Verkehrswesen, 35. Jg., 1983, 8, 100 ff. Für 1982 wurde 
keine Trennungsrechnung mehr im Geschäftsbericht durchgeführt.

* W, M e y e r :  Der Bundesbahnverlust -  ein Rechenfehler? Anm er­
kungen zur Trennungsrechnung der Deutschen Bundesbahn, in: Inter­
nationales Verkehrswesen, 35, Jg,, 1983, 8 ,1 9  ff.

® H. D i e d e r i c h :  Die Trennungsrechnung der Deutschen Bundes­
bahn -  der richtige Weg zur besseren Information?, in: Internationales 
Verkehrswesen, 35, Jg., 1983, 8. 108 ff.

'  G. A b e r I e : Deutsche Bundesbahn -  Verkehrspolitik ohne Per­
spektiven, in: W IRTSCHAFTSDIENST, 61, Jg, (1981), H. 6, 8 , 273 ff.
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